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Anlass der Planung und Vorhabenbegriundung

Mit Schreiben vom 16.05.2022 hat die Anumar GmbH bei der Stadt Ingolstadt einen
Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes gemaR § 12 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zur Errichtung zweier So-
larparks auf den Grundstiicken mit den Flurnummern 81 und 597, beide Gemarkung
Winden, gestellt. Mit Schreiben vom 16.08.2022 wurde von der Anumar GmbH der An-
trag um vier Grundstiicke erweitert (Flur 79, 595, 598, alle Gemarkung Winden und Flur
356, Gemarkung Zuchering).

Im Zuge der Erarbeitung der Entwurfsfassung kam das Grundstuick mit der Flurnummer
363, Gemarkung Zuchering noch hinzu. Ebenso missen die Grundstlicke mit den Flur-
nummern 53 und 54 (TF = Teilflache), Gemarkung Winden sowie 249 (TF), Gemarkung
Karlskron in die Planung mit aufgenommen werden, da auf diesen
artenschutzrechtliche Ausgleichsmaflinahmen (CEF-Flachen) angeordnet werden.

Die Firma Anumar, mit Sitz in Ingolstadt, entwickelt seit 2010 Flachen zum Bau und
Betrieb von Photovoltaikanlagen. Fir den hier gestellten Antrag pachtet die Firma land-
wirtschaftliche Flachen, die in Privatbesitz sowie im Besitz der Stadt Ingolstadt sind,
Uber einen Zeitraum von 25 Jahren an. Der Pachtbeginn erfolgt mit Stichtag der Inbe-
triebnahme der Freiflachenphotovoltaikanlage. Die Vorhabentragerin tritt als General-
unternehmer auf und zeichnet sich damit fur die Planung, die Errichtung, den Betrieb
sowie den Ruckbau der Freiflachenphotovoltaikanlagen verantwortlich. Sie Gbernimmt
dabei alle anfallenden Kosten und Risiken.

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist ein Teil-Baustein des Integrierten Klima-
schutzkonzeptes der Stadt Ingolstadt (IKSK) und ein weiterer Schritt zur angestrebten
Klimaneutralitat der Stadt Ingolstadt bis zum Jahr 2035. Die Vorhabentragerin plant auf
den Grundstiicken, die eine Gesamtflache von ca. 33,0 ha aufweisen, die Errichtung
von Photovoltaikelementen auf Modultischen, die in mehreren Reihen auf den Grund-
sticken angeordnet werden sollen. Hinzu kommen die CEF-Maflinahmenflachen auf
den Flurstiicken 53 und 54 (TF), Gemarkung Winden sowie die Flur-Nr. 249 (TF), Ge-
markung Karlskron. Auf einem weiteren Teil des Flurstlicks Nr. 249 (TF) wird zudem
eine Ausgleichsflache angeordnet. Insgesamt hat der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes eine Gesamtflache von 354.510m? (ca. 35 ha).

Die Gesamtleistung der geplanten Anlagen wird von der Vorhabentragerin auf ca. 39
MW beziffert. Zusatzlich wird durch die Umsetzung der Teilflache SO3 als Agri-Photo-
voltaikanlage mit Hihnerhaltung eine Doppelnutzung der Flache angestrebt. Die Be-
wirtschaftung der Flache erfolgt durch einen regionalen Betreiber, der die Anlage als
Erweiterung seiner bereits bestehenden Hihnerhaltung nutzt. Es ist die Errichtung ei-
nes Legehennenstalles flr etwa 6.000 Hihner in zwei Gruppen im sudlichen Bereich
der Teilflache Ill geplant (SO 4), die Photovoltaikanlage wird als Freilauf fur die Hihner
genutzt. Dadurch kann die Flache weiter landwirtschaftlich genutzt werden und sogar
ein Synergieeffekt entstehen, da die Photovoltaikmodule als Schutz fir die Hihner vor
Witterung und Beutegreifern fungieren.

Die Stadt Ingolstadt plant die Ausweisung des vorhabenbezogenen Bebauungs- und
Grunordnungsplanes Nr. 935 ,Solarparks Winden sudlich B 16“ gemaR § 12 BauGB in
diesem Bereich zur Deckung des Bedarfs an Flachen zur Nutzung regenerativer Ener-
gien (Photovoltaik).

Nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind solche Anlagen in Sonstigen Son-
dergebieten (§ 11 BauNVO) zulassig. Der Bebauungsplan setzt ein solches Sonderge-
biet fur die Nutzung der Sonnenenergie zur Stromerzeugung fest und schafft damit die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Verwirklichung des Vorhabens.

Die Nutzung erneuerbarer Energien tragt wesentlich zum Klimaschutz bei. Durch die
Nutzung von Sonnenstrom wird kein klimaschadliches CO2 produziert und gleichzeitig
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1.2.1

werden wertvolle Ressourcen geschont. Des Weiteren starkt der Ausbau der dezentra-
len Energieversorgung die regionale Wertschdpfung und unterstiitzt damit den landli-
chen Raum nachhaltig. GemaR § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f) BauGB ist die Nutzung
erneuerbarer Energien in den Bauleitplanen besonders zu berlcksichtigen.

Der Ruckbau wird mittels Durchflihrungsvertrag geregelt.

Planungsrechtliche Voraussetzungen

Einordnung in die Ziele der Raumordnung und Landesplanung
Landesplanung: Landesentwicklungsprogramm Bayern

Ingolstadt ist im Landesentwicklungsprogramm (LEP) als ,Regionalzentrum® eingestuft
und liegt zwischen den Metropolregionen Minchen und Augsburg im Stden und Nurn-
berg - Furth - Erlangen im Norden. In der Strukturkarte des LEP des Landes Bayern,
Stand 01.06.2023, ist die Stadt als Verdichtungsraum dargestellt.
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l. Ziele der Raumordnung
a) Zeichnerisch verbindliche Darstellungen

Allgemeiner landlicher Raum
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Bild 1: Auszug Strukturkarte LEP
Quelle: https://www.stmwi.bayern.de/landesentwicklung/instrumente/landesentwicklungs-
programm)/

Im Landesentwicklungsprogramm sind folgende Grundsatze und Ziele fur das Planvor-
haben einschlagig:

(G) 1.3.1 Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden,
insbesondere durch

L]

- die verstarkte Erschliefung und Nutzung erneuerbarer Energien [...]

(Z) 6.2.1 Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilrdumen verstarkt zu erschlie-
Ren und zu nutzen.

(G) 6.2.3 Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten

Standorten realisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der
Erzeugung von Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Flachen, insbesondere der
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landwirtschaftlichen Produktion sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden.

Im notwendigen Male soll auf die Nutzung von Flachen fur Freiflachen-Photovoltaik-
anlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden.

Die Teilflachen | und Il liegen gemafR Energie-Atlas Bayern innerhalb der PV-Foérderku-
lisse der benachteiligten Gebiete gemall EEG § 3, die Teilflache Il nicht.

Da Freiflachen-Photovoltaikanlagen in der Regel viel Flache in Anspruch nehmen und
damit das Landschafts- und Siedlungsbild beeintrachtigen kénnen, sollen diese auf vor-
belastete Flachen gelenkt werden. Hierzu zahlen beispielsweise Standorte entlang von
Infrastruktureinrichtungen (Verkehrswege, Energieleitungen, etc.). Im vorliegenden Fall
kdnnen die Standorte aufgrund der Lage der westlichen Teilflache unmittelbar stdlich
der B16 und der 6stlichen Teilflachen beiderseits der Bahnlinie Ingolstadt-Augsburg als
vorbelastet im Sinne des Grundsatzes 6.2.3 des Landesentwicklungsprogrammes ein-
gestuft eingestuft werden. Auf3erdem ist auf dem Flurstiick Nummer 356 eine Agri-Pho-
tovoltaikanlage vorgesehen. Dadurch kann eine weitere landwirtschaftliche Nutzung der
Flache sichergestellt und einem regionalen Landwirt die Erweiterung seines Lege-
hennenbetriebes ermdglicht werden.

Das Anbindegebot gemaR dem Ziel 3.3 des Landesentwicklungsprogrammes — dass
neue Siedlungsflachen mdglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten aus-
zuweisen sind um den Grundsatz der Zersiedelung der Landschaft durch eine unge-
gliederte, insbesondere bandartige Siedlungsstruktur zu vermeiden — ist im vorliegen-
den Fall nicht einschlagig, da in der Begrindung Freiflachen-Photovoltaikanlagen keine
Siedlungsflachen im Sinne des Zieles 3.3 des Landesentwicklungsprogrammes sind.

Der Ausweisung der Flachen als sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
LFreiflachenphotovoltaik® und ,Tierhaltung® stehen somit keine Grundsatze oder Ziele
der Landesentwicklung Bayern entgegen.

Regionalplanung: Regionalplan der Planungsregion 10 — Ingolstadt
Entsprechend dem Regionalplan der Planungsregion 10 — Ingolstadt sind fiir den Plan-
bereich folgende Grundsatze und Ziele betroffen:

Gemal Karte 1 — ,Raumstruktur® ist das Stadtgebiet Ingolstadt als Verdichtungsraum
ausgewiesen. Ingolstadt ist das Regionalzentrum der Region.
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Bild 2: Ausschnitt Karte 1 ,Raumstruktur", Regionalplan Region Ingolstadt (Stand 2022)
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1.2.2

.2.3

Gemal Karte 2 ,Siedlung und Versorgung® liegt das Plangebiet nicht innerhalb eines
Vorrang- oder Vorbehaltsgebietes.

Gemal Karte 3 ,Landschaft und Erholung® befindet sich der Geltungsbereich nicht in-
nerhalb eines landschaftlichen Vorbehaltsgebietes.

Gemal dem Ziel 3.4.4 soll ,,auf eine gute Durchgriinung und Gestaltung der Baugebiete
insbesondere am Ortsrand und in den Ortsrandbereichen [...] geachtet werden.*”
Diesem Ziel entspricht die vorliegende Planung durch die Anordnung von Eingriinungs-
maflinahmen an den Randbereichen der Photovoltaikanlagen.

Das Vorhaben steht somit den Zielen der Regionalplanung nicht entgegen.

Kriterienkatalog

Die Vorgaben des Landesentwicklungsprogrammes und Regionalplanes sind auf
Ebene der einzelnen Gemeinden und Stadte zu konkretisieren, insbesondere zur
Standortfindung fur Freiflachenphotovoltaikanlagen. Auf der Ebene der Raumordnung
ist bei dem Thema Klimaschutz der Grundsatz ,die verstarkte Erschlie®ung und Nut-
zung erneuerbarer Energien® einschlagig. Bezuglich des Ausbaus der erneuerbaren
Energien durch Photovoltaikanlagen sind diese nach den Grundsatzen der Raumord-
nung moglichst auf vorbelasteten Flachen zu realisieren. Im Einzelfall kdnnen Freifla-
chenphotovoltaikanlagen aber auch auf unbelasteten Flachen errichtet werden.

Mogliche Standorte innerhalb des Stadtgebietes kdnnen hierzu unter anderem Trassen
entlang gréRerer Verkehrstrassen sein (z.B. Schienenwege, Autobahnen und Bundes-
stral3en). Hierzu hat der Stadtrat am 31.03.2022 in seiner Sitzung die Grundsatze fur
die Genehmigung von Photovoltaikanlagen auf Freiflachen beschlossen (V0171/22).
Neben der weiter bestehenden, vorrangigen Nutzung geeigneter Dachflachen fur Pho-
tovoltaik, kann auch die Errichtung von Freiflachenphotovoltaikanlagen an geeigneten
Standorten, nach positiver Vorprifung des Einzelfalls, durch den Stadtrat zugestimmt
werden. Hierflr wurde durch die Stabsstelle Klima, Biodiversitat und Donau das von der
Vorhabentragerin eingereichte Konzept anhand des Kriterienkataloges fur Agri- und
Freiflachenphotovoltaikanlagen der Stadt Ingolstadt geprift. Im Ergebnis der Prifung
wurde dem Stadtrat eine Empfehlung, ob die Einleitung eines Bauleitplanverfahrens
beflirwortet werden kann, abgegeben.

Nach dem positiven Beschluss des Stadtrates erfolgte im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens eine landesplanerische Uberpriifung durch die Regierung von Oberbayern als
hdhere Landesplanungsbehérde, die als Trager offentlicher Belange beteiligt wurde.

Aufgrund der projektierten Grofde der Freiflachenphotovoltaikanlage von Uber 30 ha
muss geprift werden, ob der Anwendungsbereich des Raumordnungsverfahrens eroff-
net ist. Raumordnungsverfahren werden fur Vorhaben durchgefuhrt, die von erheblicher
Uberdrtlicher Raumbedeutsamkeit sind. Zustandig ist die hdhere Landesplanungsbe-
horde, im Regierungsbezirk Oberbayern also die Regierung von Oberbayern. Im Rah-
men der friihzeitigen Beteiligung wurde auch die Regierung von Oberbayern als hohere
Landesplanungsbehdrde beteiligt. Diese teilt in ihrer Stellungnahme mit, dass die Pla-
nung als nicht erheblich Gberdrtlich bedeutsam eingestuft wird — demnach ist der An-
wendungsbereich des Raumordnungsverfahrens nicht eréffnet.

Flachennutzungsplan

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan sind die tUberplanten Grundsticke im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes bisher als landwirtschaftliche Nutzflache darge-
stellt. Aktuell werden die Flachen im Teilflache | sowie die angrenzenden Flachen als

/7



1.2.4

landwirtschaftliche Flachen genutzt. Nérdlich davon verlauft die Bundesstral3e B16 und
die Bahnlinie.

Im sidlichen Bereich des Planungsgebiets ist im Flachennutzungsplan eine Richt-
funkstrecke gekennzeichnet.

Die Flachen der Teilflachen Il und Il sowie die daran angrenzenden Flachen werden
ebenfalls landwirtschaftlich genutzt. Zwischen den beiden Teilflachen befindet sich eine
weitere Bahnlinie.

Im westlichen Bereich ist im Flachennutzungsplan eine elektrische Freileitung gekenn-
zeichnet.

Der Flachennutzungsplan wird im Parallelverfahren geandert. Der betreffende Bereich
wird zuklnftig als "Flachen fir Einrichtungen und sonstige MaRnahmen, die dem Kii-
mawandel entgegenwirken" mit der Zweckbestimmung "Erneuerbare Energien" nach
§ 11 Abs. 2 BauNVO dargestellt.

Bestehendes Baurecht/ Verfahrenswahl

Die Grundstlcke sind im Bestand dem AulRenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen,
Bebauungsplane bestehen fur die Bereiche derzeit nicht. Freiflachenphotovoltaikanla-
gen sind nicht grundsétzlich von den Privilegierungstatbestadnden des § 35 Abs. 1
BauGB erfasst. Auch eine Zulassigkeit als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB
scheidet aus, da die Darstellungen des Flachennutzungsplanes der Stadt Ingolstadt als
offentlicher Belang beeintrachtigt wird.

Durch das Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen fir die erneu-
erbaren Energien im Stadtebaurecht hat der Bundesgesetzgeber zu Jahresbeginn 2023
in § 35 Abs. 1 BauGB allerdings eine Privilegierung fiir Freiflachen-Photovoltaikanlagen
geschaffen. Es sind zwei verschiedene Privilegierungstatbestadnde denkbar. Der erste
(§ 35 Abs. 1 Nr. 8 b) BauGB) ist die Lage in einem 200 m-Korridor entlang von Auto-
bahnen oder Schienenwegen des Ubergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen. Dies ist im vorliegen-
den Fall nicht einschlagig, da die entlang der Teilflachen verlaufenden Bahnlinien nicht
zweigleisig sind. Der zweite Privilegierungstatbestand ist die Ausgestaltung als Agri-
Photovoltaikanlage mit einer Grundflache von unter 25.000 m? im raumlich-funktionalen
Zusammenhang mit einem land- oder forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Be-
trieb. Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall auch fur die als Agri-Photovol-
taikanlage geplante Flache nicht gegeben, da die Grundflache der Modultische sowie
Gebaude den Grenzwert von 25.000 m? Uberschreitet.

Aufgrund des konkreten Vorhabens wird fir die geplanten Solarparks ein Vorhaben-
und ErschlieBungsplan nach § 12 BauGB erstellt. Mit der Vorhabentragerin Anumar
GmbH wird nach § 12 Abs. 1 BauGB ein Durchfiihrungsvertrag geschlossen. Der Vor-
haben- und ErschlieBungsplan wird Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes. Zum Aufstellungsbeschluss wurde im Januar 2022 zwischen der Vorhabentra-
gerin und der Stadt Ingolstadt ein stadtebauliche Grundvereinbarung geschlossen. Ge-
genstand des stadtebaulichen Vertrages ist der Antrag der Vorhabentragerin auf Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans betreffend der Grundstticke Flur-
stiick Nummer 79, 81, 356, 363, 595, 596, 597 und 598, sowie der Grundstiicke Flur-
stlick Nummer 53, 54 (TF) und 249 (TF) als CEF-Flachen, ferner die Ubernahme der
Kosten und sonstige Aufwendungen, die der Stadt fur staddtebauliche Ma3nahmen ent-
stehen und die Voraussetzung oder Folge des von der Vorhabentragerin beabsichtigten
Vorhabens sind. Fur das Flurstiick 249, Gemarkung Karlskron, ist zu beachten, dass
dieses Flurstiick im Gemeindegebiet Karlskron liegt. Dies hat zur Folge, dass die Stadt
Ingolstadt hier Uber keine Planungshoheit verfigt. Die Planungshoheit der Gemeinde
geht aus dem in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz garantierten Selbstverwaltungsrecht der
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1.4.1

1.4.2

Gemeinde hervor. Nach Art. 83 der Bayerischen Verfassung fallt die Ortsplanung in den
eigenen Wirkungskreis der Gemeinde. Damit kann dieses Flurstiick nicht in den
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit einbezogen werden.
Die auf diesem Flurstiick geplanten MaRnahmen zum Artenschutz und zum Ausgleich
werden daher zusatzlich im Durchfiihrungsvertrag geregelt sowie durch Dienstbarkeit
langfristig rechtlich gesichert.

Bodenordnende MaRnahmen

Fur die Grundstiicke innerhalb des Planungsumgriffes wurden von der Vorhabentrage-
rin zum Grofteil Pachtvertrage mit den privaten Eigentimern bzw. mit der Stadt In-
golstadt geschlossen. AulRerdem wird im Bereich der Teilflache Il (Agri-PV) durch
Grundstlicksverkaufe und nachfolgende Vertrage die Mdglichkeit der Umsetzung des
Vorhabens sichergestellt.

Umgriffe, Lage, GroRe und Bodenbeschaffenheit des Baugebietes

Umgriffe

Der Umgriff fur den Vorhaben- und ErschlieRungsplan umfasst die Flurstliicke 79, 81,
356, 363, 595, 596, 597 und 598, fir welche die Vorhabentragerin den Antrag auf Er-
richtung der Solarparks gestellt hat. Die Flurstlicke 79, 81, 356, 363, 595, 597 und 598,
werden gegenwartig landwirtschaftlich genutzt. Am sldlichen Rand des Flurstiickes
595 befindet sich ein Einzelbaum. Bei Flurstiick 596 handelt es sich um einen 6ffentlich
gewidmeten Flurweg, bei dem stadtischen Flurstick 363 um eine Béschung zwischen
der landwirtschaftlichen Flache und einem angrenzenden Flurweg.

Der Umgriff fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan umfasst darlber hinaus die
Flurstiicke 53 und 54 (TF), Gemarkung Winden auf denen CEF-Malinahmen angeordnet
werden. Diese Flursti-cke werden derzeit als landwirtschaftliche Flache genutzt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan sowie der zugehdrige Vorhaben- und Erschlie-
Rungsplan werden zur besseren Nachvollziehbarkeit in drei Teile gegliedert, die auf den
einzelnen Planblattern abgebildet werden. Folgende Ubersicht zeigt die Zuordnung der
Flurnummern zu den jeweiligen Teilen:

o Teilflache | (SO1): Flurstlick 595, 596, 597, 598

o Teilflache 1l (SO2):  Flurstick 79, 81

o Teilflache Il (SO3):  Flurstick 356 und 363

o CEF-MaRnahmen:  Flursticke 53 und 54 (TF)
Lage

Das Vorhabengebiet liegt im Studen der Stadt Ingolstadt beziehungsweise sudlich dem
Ortsteil Zuchering. Teil | befindet sich westlich von Winden. Teil Il und Ill liegen stidost-
lich von Winden beziehungsweise westlich von Mandifeld.

Die Flurstiicke 595, 596, 597 und 598 liegen westlich des Ortsteils Winden. Die nachste
Wohnbebauung liegt in ca. 100 m Entfernung dstlich dieser Flachen. Im Norden verlauft

die Bundesstrale 16. Hierbei sind nach § 9 Fernstral’engesetz (FStrG) die Anbauver-
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botszone (0 - 20 m) und die Baubeschrankungszone (20 bis 40 m) zu beachten. Dies
erfolgt, indem innerhalb der Anbauverbotszone keine Bauwerke zulassig sind und auch
von einer Ausweisung von Ausgleichsflachen abgesehen wird. Daneben ist auch der
geplante Ausbau der B 16 mit zu berlcksichtigen, der sich méglicherweise mit der ge-
planten Nutzung zum Teil Uberschneidet.

Forsthweiher A

Bwiang Tei- |
M flache

=3

ot ke T £3 LRt

Bild 3: Ausschnitt Bayernatlas (rot markiert: betroffene Flurstiicke mit Bezeichnung)

Die Flurstliicke 79, 81, 356 und 363 (TF) liegen stdostlich des Ortsteils Winden. Die
nachste Wohnbebauung liegt in ca. 450 m nordwestlich dieser Flachen. Die beiden
Flursticke 79 und 81 liegen westlich der Bahnlinie Ingolstadt - Augsburg und sind im
Weiteren von landwirtschaftlichen Flachen umgeben. Das Flurstiick 356 wird durch die
Bahnlinie Ingolstadt - Augsburg im Westen, eine landwirtschaftliche Hofstelle im Stden
und die Staatsstralie 2044 begrenzt.

1.4.3 GroRe

Die Flurstiicke weisen folgende Grundstiicksgroen auf:

o Flur79 > 46.091 m?
o Flur 81 > 49.534 m?
o Flur 356 > 50.206 m?
o Flur 363 (TF) > 2.200 m?
o Flur 595 > 90.499 m?
o Flur 596 > 1.815m?
o Flur 597 > 84.342 m?
o Flur 598 > 10.079 m?
o Flur53(TF) > 5.938 m?
o Flur54 > 13.806 m?
o Flur249 (TF) > 8.559 m? (nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen

Bebauungsplanes)

Damit ergibt sich fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine Gesamtflache von
354.510 m? (ca. 35 ha).
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1.4.4 Bodenbeschaffenheit

1.5.1

Das Plangebiet ist weitestgehend eben und liegt auf einem Gelandeniveau von ca. 370
m U NHN. Aligemein stellen die dort anzutreffenden Bodenverhaltnisse des quartaren
Donauschotters aus der Niederterrasse nach Aussagen der Fachamter erfah-
rungsgemalf einen guten Baugrund fir die Griindung als auch die Oberflachenentwas-
serung dar. Die Grundwasserflurabstande betragen bei den Flachen nordwestlich von
Winden ca. 0,5 bis 1,0 m und sudéstlich von Winden ca. 0,5 bis 1,5 m. Nach Auskunft
des Wasserwirtschaftsamtes von Ingolstadt befinden sich innerhalb des Plangebiets
keine oberirdischen Gewasser. Es wird jedoch auf einen Militdrkanal, ein Gewasser 3.
Ordnung, hingewiesen, welcher sudlich des Flurstiickes 81 verlauft. Unterhaltspflichti-
ger des Militarkanals ist der Wasserverband Donaumoos IV. Im Gewasserentwick-
lungsplan Donaumoos ist hier eine natirliche Vegetationsentwicklung entlang des
Ufers vorgesehen. Zur Gewasserentwicklung und zur Gewasserunterhaltung ist des-
halb ein mindestens 5 m breiter Uferstreifen, gerechnet ab der Béschungsoberkante
frei von jeglichen baulichen Anlagen, auch Zaunen, freizuhalten.

Planungskonzept

Bauliche Ordnung

Die Teilflache Il (SO3 und SO4) wird als Agri-Photovoltaikanlage gestaltet. Die anvi-
sierte Flache von SO3 soll parallel zur Stromgewinnung durch Photovoltaik auch als
Auslaufflache fur 6.000 Huhner genutzt werden. Ein grol3er, zweigeteilter Huhnerstall
wird an der Sudseite der Flache in SO4 errichtet, und bietet den Hihnern Zuflucht in
der Nacht und bei widrigen Wetterbedingungen. Die Agri-Photovoltaikanlage SO3 ist
getrennt durch einen Zaun in zwei Teilbereiche. Dabei werden die Huhner permanent
in den Stallen wohnen, mit automatisierter Offnung des Stalls am Morgen, und automa-
tisierter RUckfihrung durch Beleuchtung mit anschlieRender SchlieRung am Abend. Um
die HUhner vor Wild zu schitzen hat der den Solarpark umgebende Zaun keinen
Niederwilddurchlass und ist bodentief.

Bei dem Vorhaben werden Solarpaneele auf Modultischen montiert. Die Tragerkon-
struktion besteht aus Stahlprofilen. Die Metallpfosten fir die Modultische sollen ca. 1,0
m in den Boden gerammt werden. Die Grindung erfolgt mittels Ramm- oder
Schraubfundamenten. Betonfundamente sind nicht vorgesehen, kénnen im Einzelfall in
Abhangigkeit vom Baugrund jedoch erforderlich sein. Die Photovoltaik-Module werden
fest aufgestellt und in etwa nach Stden ausgerichtet, so dass die Modulreihen von West
nach Ost verlaufen. Die konkreten Ausrichtungen werden in der vorliegenden Planung
entsprechend den Vorgaben des Blendgutachtens in den drei Teilflachen wie folgt
realisiert. Im SO 1 werden die Module mit einer Ausrichtung auf 194° Sidsudwest
(westlicher Bereich) bzw. auf 196° Sidstdwest (6stlicher Bereich) montiert. In SO 2
werden die Module direkt nach Siiden (180° Sid) ausgerichtet. Im Bereich der Agri-PV
Anlage (SO3) werden die Module mit einer Ausrichtung auf 169° Sud montiert. In allen
Bereichen ist eine Aufneigung auf 15° vorgesehen.

Die Gesamtkonstruktion der Modulreihen wird eine Hohe von maximal 3,0 m erreichen,
wobei die Modulunterkante mindestens 0,8 m Abstand zum Boden einhalt. Der Abstand
zwischen den Modulreihen in den Teilflachen | und Il betragt 3,50 m, in Teilflache 11l ist
ein Modulreihenabstand von 3,00 m vorgesehen. Mit der dichteren Bebauung wird ein
erhohter Schutz der Huhner vor Beutegreifern erreicht. Als weitere bauliche Anlagen
werden auf den Pachtgrundstliicken zum Betrieb und Unterhalt der Anlage einzelne
Versorgungsgebaude erforderliche werden (z.B. Trafo-/ Wechselrichter, Pflegeutensi-
lien, etc.). In SO4 wird zudem ein Hihnerstall mit einer maximalen Wandhdéhe von
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1.5.2

1.5.3

1.5.4

6,50 m zugelassen.

Die eigentliche Modulflache wird aus versicherungstechnischen Griinden mit einem
Maschendrahtzaun mit Ubersteigschutz umfriedet, wobei auf eine Verwendung von
Stacheldraht als Ubersteigschutz verzichtet wird.

Die maximale Héhe betragt inkl. Ubersteigschutz 2,20 m.

Griinordnung

Die Bereiche zwischen den Modultischen und darunter werden in extensiv genutztes
Grinland umgewandelt und ausgehagert, um eine Erhéhung der Artenvielfalt in der
Flache zu erreichen.

Zwischen der geplanten Einzaunung und den Grundstlicksgrenzen ist die Anlage der
Grunflachen zur Eingrinung und zum Nachweis der erforderlichen Ausgleichsflachen
vorgesehen. In diesen Bereichen werden zum Teil (SO1: westlich, stidéstlich und 6st-
lich; SO2: rundum; SO3: slidlich) Heckenpflanzungen angeordnet, die zur Abschirmung
und Einbindung der Anlage in das Landschaftsbild dienen. Dabei wurden im Bereich
des SO1 der nérdliche und zum Teil der stidliche Randbereich ausgespart, um die tber
die Flache verlaufenden Kaltluftbahn nicht zu stéren. Da in diesen Bereichen keine
Wohnbebauung oder empfindlichen Bereiche angrenzen, ist dies mit den Belangen des
Schutzgutes ,Landschaftsbild“ zu vereinbaren.

Fir das geplante Stallgebaude in SO4 wird festgesetzt, dass die sldliche Fassade mit
einer Fassadenbegrinung mit Rank-, Kletterpflanzen oder einer Spalierbepflanzung zu
versehen ist, um die in diesem Bereich unterbrochene Heckenbepflanzung zu
erganzen.

Der am sldlichen Rand des SO1 vorhandene Einzelbaum wird als zu erhalten festge-
setzt. Die Ausgleichsflache ist in diesem Bereich zudem so zugeschnitten, dass ein
ausreichender Abstand zu den baulichen Anlagen eingehalten wird.

ErschlieBung

Die einzelnen Flurstlicke der geplanten Solarparks kénnen verkehrstechnisch wie folgt
erschlossen werden:

o Flur 595, 596, 597, 598 (nordwestlich von Winden) Uber die Lichtenauer Stral3e
im Stden der Flurstlcke.

o Flur 79 und 81 (sidostlich von Winden, westlich der Bahntrasse) Gber den Flur-
weg ,Riedelweg“. Die Zuwegung uber einen ca. 4,0 m breiten Feldweg stellt
aufgrund der wenigen Fahrten im Jahr zum Unterhalt und Pflege der Anlage
eine ausreichende Erschlieung dar.

o Flur 356 und 363 (stdéstlich von Winden, dstlich der Bahntrasse) Uber die
Stralde Birkenschwaige im Sitiden des Flurstiickes.

Der bestehende stadtische Flurweg auf dem Flurstlick 596 soll parallel zum Bauleitplan-
verfahren in einem selbststandigen Verfahren eingezogen werden, um die Uberplanung
des Flurstiickes als Sondergebiet zu ermdglichen. Die Zustimmung der Jagdgenossen-
schaft sowie der Stadt als Eigentimer der Flache liegt vor. Die Verwaltung wird beauf-
tragt die entsprechende Verfligung zu erlassen.

Ver- und Entsorgung, Technische Infrastruktur

Wasserversorgung
Ein Anschluss an das Trinkwassernetz ist nicht notwendig.
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Abwasserentsorgung/Oberflichenwasser

Das von der Photovoltaikanlage abfliekende Niederschlagswasser wird auf dem Bau-
gebiet breitflachig versickert.

Das Niederschlagswasser kann durch die Konstruktion der Anlagen, bei der zwischen
den einzelnen Modulen Abstande vorgesehen sind, tber die gesamte Breite der Anlage
abtropfen und nicht nur an den Kanten der Modultische. Dadurch wird verhindert, dass
es unterhalb der Modultischen zu Erosion kommt. Der Reihenabstand wird auf 3,0 m im
Bereich der Agri-PV-Anlage (SO3) und auf 3,5 m in den anderen Teilflachen
festgesetzt, so dass — bezogen auf den Gesamtgeltungsbereich — nur etwa 50% der
Flache mit Modulen uberstellt ist. Durch die Anlage von Hecken- und Saumstrukturen
im Randbereich der Anlagen und die Ansaat der bisherigen Ackerflachen wird der
Ruckhalt von Niederschlagswasser in der Flache verbessert und der Abfluss reduziert.
Die Begrinung der Flache tragt dazu bei, die Infiltration des Niederschlagswassers in
den Boden zu férdern und somit den Oberflachenabfluss zu minimieren.

Eine Sammlung und gezielte Versickerung von Niederschlagswasser ist nicht
erforderlich.

Ein Schmutzwasser- beziehungsweise Kanalanschluss ist nicht erforderlich.

Telekommunikationsversorgung
Telekommunikationseinrichtungen sind im Planungsgebiet nicht erforderlich.

Abfallwirtschaft
Ist nicht erforderlich.

Technische Infrastruktur

Die geplanten Anlagen haben eine Leistung von insgesamt etwa 39.626 kWp. Fir die
geplante Leistung der Freiflachenphotovoltaikanlage sind auf den Vorhabengrundsti-
cken entsprechende Schaltgebaude erforderlich (Trafostationen). Gemaf der von der
Vorhabentragerin vorgelegten Planung werden in SO 1 drei Trafostationen, in SO2 zwei
Trafostationen und in SO3 eine Trafostation errichtet. Daneben ist aufgrund der hohen
Leistungsmenge der Freiflachenphotovoltaikanlage ein direkter Anschluss an das be-
stehende Stromnetz der Stadt Ingolstadt nicht mdglich. Hierflir miissen zwei Stromka-
beltrassen von den geplanten Flachen zum Umspannwerk in Kothau verlegt werden.
Die beiden Kabel werden dabei parallel in einem Graben von ca. 0,8 m Breite und
ca. 0,8 m Tiefe verlegt. Die Leitungsverlegung erfolgt dabei vorzugsweise Uber
stadtische Flachen in Verkehrsflachen und Flurwegen. Die Kosten hierfir sind von der
Vorhabentragerin zu tragen. Diese hat die Anbindung der geplanten
Freiflachenphotovoltaikanlagen bei den Stadtwerken formal bereits beantragt. Die
Stadtwerke der Stadt Ingolstadt sind grundsatzlich verpflichtet, unabhangig von der
eigenen Netzabdeckung, Anlagen zur Stromerzeugung aus regenerativen Energien
anzuschlieBen. Uberschissiger Strom wird ins Gibergeordnete Netz der Bayernwerk AG
abgeben.

Brandschutz
Die Belange des abwehrenden Brandschutzes werden wie folgt in der Planung berick-
sichtigt:

o Offentliche Verkehrsflachen werden innerhalb des Geltungsbereiches nicht an-
gelegt. Dies ist flr die Wartung der Anlage nicht erforderlich. Um die Zugang-
lichkeit zu den Technikgebduden zu gewahrleisten, werden diese entlang der
Grenzen des Geltungsbereiches angeordnet, so dass sie von den bestehenden
offentlichen Flurwegen geldscht werden kdnnen.

o Damitim Schadensfall ein Ansprechpartner des zustandigen Unternehmens er-
reicht werden kann, wird am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbar-
keit eines Verantwortlichen flr die bauliche Anlage abgebracht und der ortlichen
Feuerwehr mitgeteilt.

o Ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 wird vom Vorhabentrager in Abstimmung
mit der ortlichen Feuerwehr angefertigt und dieser vor Bau der Anlage vorgelegt.
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I.5.5 Riickbauverpflichtung

1.6.1

Vereinbarungen Uber den Rickbau nach Aufgabe der Nutzung werden in einer geson-
derten Vereinbarung (Durchflihrungsvertrag zwischen der Stadt Ingolstadt und der Vor-
habentragerin) getroffen.

Planinhalt und Festsetzungen

Festsetzungen

Art und MaB der baulichen Nutzung

Zulassig ist im Bereich der Sondergebiete SO1 bis SO3 die Errichtung von freistehen-
den Photovoltaikmodulen sowie der Zweckbestimmung des Sondergebietes unmittel-
bar dienende Nebenanlagen wie technische Einrichtungen zur Erzeugung, Umwand-
lung, Speicherung und Abgabe von elektrischer Energie. Innerhalb des Sondergebietes
SO3 im Bereich der geplanten Agri-Photovoltaikanlage sind au3erdem extensive Be-
weidungsflachen und landwirtschaftliche Nutzungen zuldssig. Diese sind mit Photovol-
taikmodulen zu Uberstellen. In SO4 ist die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur
gewerblichen Tierhaltung sowie landwirtschaftlichen Nutzung zulassig.

Das Mal der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung einer Grundflachenzahl
von 0,6 in SO1 bis SO3 fur Photovoltaikmodule und Nebenanlagen beschrankt. In SO4
wird das Maf} der baulichen Nutzung durch die Festsetzung einer maximalen Grundfla-
che von 2.000 m? festgesetzt. Dies entspricht rechnerisch einer Grundflachenzahl von
0,91. Die Uberschreitung des Orientierungswertes von 0,8 geman § 17 BauNVO wir im
vorliegenden Fall als vertretbar erachtet, da die Planung im Zusammenhang mit der
angrenzenden Photovoltaikanlage zu sehen ist und damit keine Beeintrachtigung der
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu befirchten
sind. Fur die zusammenhangenden Bereiche SO3 und SO4 werden grunordnerische
MaRnahmen (Fassadenbegrinung, Heckenpflanzung, Entwicklung von Grinland in-
nerhalb der PV-Anlage) festgesetzt, die die Auswirkungen auf die Umweltfunktionen
vermindern.

Neben den Photovoltaikmodulen sind insgesamt dreiRig Gebaude fur Trafo- und Wech-
selrichter und ahnliche Technik mit einer Grundflache von je maximal 20 m? zulassig.
Im Bereich des SO4 ist zusatzlich ein Gebaude mit einer Grundflache von maximal
2.000 m? (Legehennenstall) sowie zugehodrige Nebenanlagen zuldssig.

Durch die Festsetzung einer zeitlichen Befristung fir die baulichen Anlagen im Bereich
des SO1 bis SO3 wird sichergestellt, dass die Flache nach Ablauf der Nutzung wieder
der Landwirtschaft zur Verfiigung steht. Zur Vermeidung einer signifikanten Fernwir-
kung wird die maximale Hohe der Module und der Nebenanlagen auf 3,00 m be-
schrankt. Fur Gebaude innerhalb des SO4 ist eine Wandhdhe von 6,5 m zuldssig.

Abweichende Bauweise

Im SO4 wird eine abweichende Bauweise gemal’ § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, da
der geplante Legehennenstall eine Lange von mehr als 50 Metern aufweist. Dieser soll
in einem Abstand von etwa 1,0 m zur sudlichen Grundstlicksgrenze errichtet werden.

Baugrenzen

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen fur Modultische und Gebaude werden durch die
Festsetzungen von Baugrenzen definiert. Zufahrten, Umfahrungen, Einzaunungen etc.
kénnen auch aulerhalb der Baugrenzen errichtet werden. Die festgesetzten Baugren-
zen ergeben sich aus den erforderlichen Abstanden zu der Einfriedung der Anlage.
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Fihrung von Versorgungsleitungen

In der Teilflache IlI verlaufen im westlichen und nérdlichen Randbereich die beiden
Gastransportleitungen ,1A11/1100“ und ,1A11/1125“ der bayernets GmbH. Die beiden
Leitungen mit Schutzstreifen sind im Bebauungsplan grafisch und textlich festgesetzt.
Die Schutzzonenbreite flr die Gastransportleitung ,JA11/1100“ betragt dabei insgesamt
8 m (je 4 m beiderseits der Leitungsachse) und fir die Gastransportleitung ,|1A11/1125"
insgesamt 4 m (2 m beiderseits der Leitungsachse). Die Schutzstreifen sind von
baulichen sowie tiefwurzelnden Bepflanzungen freizuhalten und als Ausgleichsflache
mit dem Zielzustand K132 - Artenreiche Sdume und Staudenflur festgesetzt. Vor An-
lage der Ausgleichsflache ist durch die Vorhabentragerseite die geplante Ansaat mit
dem Spartentrager im Detail abzustimmen, um eine Beeintrachtigung der Gastransport-
leitung auszuschlieRen. Eine Pflanzung von Gehdlzen ist in diesem Bereich nicht vor-
gesehen.

Aulerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes verlauft nérdlich der Teilfla-
che | grenznah die Telekommunikationsleitung der NGN Fibernetwork sowie im Rand-
bereich der Teilflache Il die Telekommunikationsleitung der Telekom. Beide Leitungen
sind hinweislich im grafischen Teil des Bebauungsplanes dargestellt.

Baugestaltung, Werbeanlagen

Auch wenn die Errichtung von Gebduden innerhalb der Sondergebietsflachen SO1 bis
SO3 nur in geringem Umfang erforderlich wird, werden Festsetzung zur Dachgestaltung
getroffen, die ein mdglichst gutes Einfligen der Anlagen in die Umgebung sicherstellen
sollen. Es durfen flachgeneigte Dacher und Flachdacher errichtet werden. Die Dach-
neigung wird auf maximal 5° begrenzt.

Aus den gleichen Griinden werden Werbeanlagen grundsatzlich ausgeschlossen. Zu-
Iassig ist eine Hinweistafel, auf denen Logos, Namen und Adressen der Vorhabenstra-
gerin und der Betreiberfirmen sowie Informationen und Daten zur Anlage stehen. Diese
werden jedoch auf eine maximale Flache von 2,00 m? sowie den Zufahrtsbereich be-
schrankt. Fremdwerbung, leuchtende Farben, sowie elektrische Werbeanlagen werden
explizit ausgeschlossen.

Zufahrten

Die Grundstlickszufahrten werden an die nachstgelegene Stralle angeschlossen. Die
Flache ist so dimensioniert, dass ein Ausbau der Zufahrt bis an den Wirtschaftsweg
heran erfolgen kann.

Einfriedungen

Um die durch die Einfriedungen entstehende Barrierewirkung maoglichst gering zu hal-
ten, werden Betonsockel als unzulassig festgesetzt, und ein Abstand zwischen der
Zaununterkante und dem Boden von mindestens 20 cm vorgeschrieben.

Davon ausgenommen wird die Teilflache Ill, da in diesem Bereich eine Nutzung als
Auslaufflache fir Huhner stattfindet und daher sowohl ausbruchssicher fur die Huhner
als auch gegen Raubtiere geschitzt sein muss.

Die Begrenzung der Gesamthdhe auf maximal 2,20 m und Festsetzung von blickoffe-
nen Zaunen dient zur Verringerung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Auf die
Verwendung von Stacheldraht als Ubersteigschutz wird verzichtet.

Gestaltung des Gelandes/ Bodenschutz/ Oberflaichenwasser

Das natirliche Gelande soll weitestgehend unverandert beibehalten werden. Deshalb
ist die Abgrabung oder Aufschittung auf eine Héhe von maximal 0,5 m begrenzt. Diese
Festsetzung halt die Moglichkeit offen, geringfiigige Unebenheiten auszugleichen, ohne
eine zu starke Veranderung des Gelandes zuzulassen. Zum Schutz des Bodens ist flr
Aufschittungen gegebenenfalls ausschlieRlich inertes (reaktionstrages) Material oder
Aushubmaterial des Planungsbereiches zu verwenden.

Das anfallende Niederschlagswasser ist aus 6kologischen Grinden méglichst breitfla-
chig Uber die belebte Bodenzone zu versickern. Eine punktuelle Versickerung ist nicht
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.71

zulassig. Daher sind auch samtliche Bodenbefestigungen einschlieRlich der Zufahrten
in sickerfahiger Ausflihrung herzustellen.

Griinflachen, MaBnahmen und Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur- und Landschaft

Durch Festsetzungen zur Pflege der Griinflachen (1-2 schirige Mahd, Verbot von Dln-
gemitteln und Pestiziden, vorgeschriebene Schnittzeitpunkte, Verwendung von
regionalem Saatgut) innerhalb der Photovoltaikanlage soll eine extensive Pflege und
Entwicklung zu artenreichem Extensivgrinland sichergestellt werden. Dies dient der
weitgehenden Minimierung von Eingriffen in Bezug auf das Schutzgut Arten und Le-
bensraume. Zur Eingriinung der Anlage wird die Pflanzung einer Hecke in den Rand-
bereichen der Anlage festgesetzt. Die Bilanzierung des Kompensationsbedarfs und die
Beschreibung der GestaltungsmaRRnahmen sind dem Umweltbericht (Kapitel 11.2.3) zu
entnehmen. Eine Zusammenfassung findet sich zudem in Kapitel 1.7.1 dieser Begrun-
dung. Die Festsetzungen zur Grunordnung werden zusatzlich im Durchfiihrungsvertrag
mit der Vorhabentragerin, welcher bis zum Satzungsbeschluss abgeschlossen wird,
vertraglich gesichert.

Immissionsschutz

Zum Ausschluss unzulassiger Larmemissionen auf die angrenzenden Siedlungsberei-
che wird in den textlichen Festsetzungen unter Punkt I.11 sicherheitshalber festgesetzt,
dass die Bestimmungen der sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm)
vom 26.08.1988 in der aktuellen Fassung vom 01.06.2017 einzuhalten sind. Maharbei-
ten sind nur werktags im Tagzeitraum (07:00 bis 20:00 Uhr) zulassig. Wechselrichter
sind innerhalb des Sondergebietes SO1 in der festgesetzten Uberbaubaren Grund-
sticksflache gleichmafig im Bereich der Modulflachen zu verteilen. Eine konzentrierte
Anordnung in den 6stlichen Randbereichen der Modulreihen ist nicht zulassig.

Wesentliche Auswirkungen der Planung

Naturschutzfachliche Belange

Schutzwirdige Gebiete sind aus Sicht des Naturschutzes (z.B. FFH-Gebiete, Natur-
schutzgebiete) durch die beabsichtigte Nutzung nicht unmittelbar betroffen. Folgende
naturschutzfachlichen Belange werden im Verfahren bericksichtigt:

o Bertcksichtigung des als Biotop IN-1895-001 in der Biotopkartierung erfassten
Einzelbaums am sudlichen Rand des Flurstiickes 595 — dieser wird im Bebau-
ungsplan als zu erhalten festgesetzt.

o Berucksichtigung folgender Biotope, die in Nahe zu den Flurstiicken 81, 356,
363 und 595 liegen:
= [N-1896-003 Hecken und Feldgehdlze um Winden

IN-1896-005 Hecken und Feldgehdlze um Winden

IN-1894-004 Gewasserbegleitgehodlze und Réhrichte am Militarkanal
IN-1894-005 Gewasserbegleitgeholze und Réhrichte am Militarkanal
IN-1980-001 Alte Silber-Weide am Militarkanal

IN-1663-001 Einzelbaum stdostlich von Winden

IN-1663-002 Einzelbaum stdostlich von Winden

IN-1663-003 Einzelbaum sudostlich von Winden

IN-1891-003 Geholze entlang der Bahnlinie nach Schrobenhausen
IN-1899-001 Geholze sudlich Zuchering

IN-1899-002 Gehdlze sudlich Zuchering

IN-1898-001 Magerrasen sudlich Zuchering
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= [N-1900-002 Lineare Magerbiotope stdlich von Zuchering

Die Biotope befinden sich auBerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und
werden von Uberplanung freigehalten.

Artenschutz

Ein Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) wurde mit Stand von
August 2023 vorgelegt und im Februar 2025 Uberarbeitet und erganzt. Aus dem
Gutachten geht hervor, dass vor allem die Vogel der Offenlandarten durch die Planung
betroffen sein kdnnen. Fir die Arten Feldlerche und Wiesenschafstelze wurden jeweils
drei Brutpaare/ Reviere nachgewiesen und im Rahmen eines worst-case-Szenarios ein
zusatzliches Brutpaar ebenfalls als betroffen angenommen, so dass jeweils vier Re-viere
auszugleichen sind. Zusatzlich wird im Rahmen eines worst-case-Szenarios ein Brutpaar
des Rebhuhns als betroffen angenommen, da ein Vorkommen nicht vollstandig
ausgeschlossen werden kann. Da Feldlerche und Wiesenschafstelze sehr ahnliche
Habitatanspriche haben und die Reviere Uberlappen kdnnen, ist davon auszugehen,
dass sich der Ausgleichsbedarf vorrangig an der naturschutzfachlich besonders rele-
vanten Feldlerche orientiert. Fir das Rebhuhn wird im konkreten Fall angenommen, dass
der Ausgleichsbedarf ebenfalls Uber die Anforderungen fir die Feldlerche abgedeckt
wird, da aufgrund durchaus &hnlicher Habitatanspriche die CEF-Flachen der Feldlerche
~mitbenutzt* werden kénnen und zudem die Erwartung besteht, dass Randflachen des
Solarparks bei geeigneter Gestaltung als Teil des Lebensraums angenommen werden
kdnnen, da das Rebhuhn im Unterschied zur Feldlerche keine Probleme mit
Sichthindernissen hat und diese sogar vorrangig nutzt. Dementsprechend werden CEF-
Mafinahmen auf den Flurstlicken 53 und 54 (TF), Gemarkung Winden sowie 249 (TF),
Gemarkung Karlskron, (Gemeinde Karlskron) angeordnet. Die im vorhabenbezogenen
Bebauungsplan genannten MalRinahmen werden zusatzlich im Durchfihrungsvertrag mit
der Vorhabentragerin vertraglich gesichert.

Dabei werden sie im Schreiben ,Maflinahmenfestlegung fir die Feldlerche im Rahmen
der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP)“ des Bayerischen Staatsministeri-
ums flr Umwelt und Verbraucherschutz vom 22.02.2023 benannten Anforderungen an
die Lage der Mallnahmen beriicksichtigt. Konkret kann von dem Flurstick 54 aufgrund
des einzuhaltenden Abstandes von 160 m zum Waldrand nur die sidliche Teilflache
verwendet werden (5.938 m?), bei Flurstiick 249 aufgrund des Abstandes zu den Bau-
men im Bereich des Moosgrabens nur die nordliche Teilflache (8.559 m?)

Zur Vermeidung von negativen Auswirkungen auf nachtschwarmende Insekten und zur
Vermeidung einer optischen Fernwirkung bei Nacht wird im Bebauungsplan eine dau-
erhafte Beleuchtung der Anlage als unzulassig festgesetzt.

Eine 6kologische Baubegleitung wird im Durchfuhrungsvertrag vertraglich geregelt.

Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung wird im vorliegenden Fall in Anlehnung an den Leitfaden ,Bauen
im Einklang mit Natur und Landschaft®, 2021 in Verbindung mit dem zum Zeitpunkt des
Aufstellungsbeschlusses aktuellen Hinweispapier ,Bau- und landesplanerische Be-
handlung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen® des Bayerischen Staatsministeriums
fur Wohnen, Bau und Verkehr von 10.12.2021 durchgeflihrt. Da die bauliche Nutzung
durch PV-Freiflachenanlagen von einer Bebauung mit Gebauden (einschl. deren Er-
schlielRung) deutlich abweicht, werden fiir die Bewaltigung der Eingriffsregelung bei PV-
Freiflachenanlagen in dem Hinweispapier spezifische Hinweise gegeben. Diese gelten
ausschlieBlich fir Bauleitplanverfahren zu PV-Freiflachenanlagen. Die Grundlage fur
die Beurteilung der Eingriffsschwere ist der Flachenzustand vor Beginn der Mafl3nah-
men.

Zur Vermeidung von UbermaRigen Eingriffen werden Vermeidungsmafinahmen festge-
setzt, die bei der Ermittlung des Ausgleichsbedarfes bertcksichtigt werden. Der Pla-
nungsfaktor wird auf dieser Grundlage auf 20% festgelegt.

Im Ergebnis entsteht ein Ausgleichsbedarf von 283.406 Wertpunkten, der zum Groliteil
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im Randbereich der drei Teilflachen gedeckt werden kann. Hierzu werden Ausgleichs-
flachen festgesetzt, auf denen Staudenfluren, Heckenstrukturen und artenreiches
Grinland entwickelt werden. Zusatzlich werden die artenschutzrechtlichen Ausgleichs-
malinahmen (CEF) fur die Deckung des rechnerischen Ausgleichsbedarfes mit ange-
rechnet. Des Weiteren wird die Teilflache des Flurstiickes 249, die nicht fur die CEF-
MaRnahme herangezogen wird, als extensives Grinland entwickelt und dient ebenfalls
als Ausgleichsflache.

Nach Gegenuberstellung des Kompensationsbedarfes und -umfangs verbleibt gemaf
der Bilanzierung ein Uberschuss an Wertpunkten (WP). Der Eingriff kann damit als aus-
geglichen angesehen werden. Die MaRnahmen auf der Ausgleichsflache werden im
Umweltbericht unter Punkt 11.2.3.4 - MalRnahmen auf Ausgleichsflachen naher benannt
sowie in die Festsetzungen des Bebauungsplanes unter Punkt 9 aufgenommen. Die
notwendigen Ausgleichsflachen sind nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes dem
Bayerischen Landesamt fir Umwelt (LfU) zur Aufnahme in das Okoflachenkataster zu
melden. Die AusgleichsmalRnahme ist spatestens ein Jahr nach Fertigstellung der An-
lage herzustellen.

Die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan genannten Mal3nahmen werden zusatzlich
im Durchfihrungsvertrag mit der Vorhabentragerin vertraglich gesichert.

1.7.2 Landschaftsbild

Pragend fir den Landschaftsausschnitt, der durch den Bebauungsplan beansprucht
wird, sind die landwirtschaftliche Nutzung im Umfeld sowie die Lage an der Bundes-
strale B 16 und den zwei Bahnlinien (nordlich von Teil | beziehungsweise zwischen
Teil Il und III).

Es handelt sich zum Grofteil um aktuell landwirtschaftlich als Acker genutzte Flachen.
Hinzu kommen ein Flurweg im Bereich der Teilflache | und ein B&schungsflache im
Bereich der Teilflache .

Der Geltungsbereich der Planung befindet sich nicht innerhalb eines landschaftlichen
Vorbehaltsgebietes oder Landschaftsschutzgebietes. Das umgebende Landschaftsbild
des Uberplanten Gebiets ist durch die ackerbauliche landwirtschaftliche Nutzung, ver-
schieden ausgepragte Gehdlzbestande sowie durch die Bundesstrale, zwei Bahnlinien
und Bebauungen mit unterschiedlichen Nutzungen gepragt. Trotz des Wechsels ver-
schiedener Nutzungsstrukturen ist das Landschaftsbild des Geltungsbereiches durch
anthropogen bestimmte und nutzungsorientierte Strukturen gegliedert und gepragt.
Der héchste Punkt innerhalb des Geltungsbereiches von Teil | befindet sich im mittleren
Bereich der Flache. Von dort aus ist die Flache nach Siden geneigt. Ebenfalls fallt die
Flache im noérdlichen Bereich in Richtung der nérdlichen Grenze ab.

Der Geltungsbereich wird nach Osten und Westen durch Flurwege begrenzt. Die im
nordlichen Bereich des Geltungsbereiches befindet sich eine landwirtschaftlich ge-
nutzte Flache. Im Siden schlie3t eine Stral’e an. Eine technische Vorpragung des
Landschaftsbildes besteht durch die nérdlich des Geltungsbereiches verlaufende Bun-
desstrafde 16 und die Bahnlinie.

Sidostlich des Geltungsbereiches der Teilflache | befindet sich in ca. 300 Meter Ent-
fernung die Ortschaft Winden.

Die Flache von Teilflache Il fallt von Norden nach Siden leicht ab. Der Geltungsbereich
wird im Stiden vom Militdrkanal, im Westen von einem Flurweg sowie im Norden von
landwirtschaftlich genutzten Flachen begrenzt. Eine technische Vorpragung besteht
durch die 6stlich verlaufende Bahnlinie Ingolstadt-Augsburg. Nordwestlich des Gel-
tungsbereiches befindet sich in ca. 550 Meter Entfernung die Ortschaft Winden.

Die Topografie von Teilflache Ill fallt ebenfalls von Norden nach Siiden ab. Die Flache ist
im Westen durch die Bahnlinie Ingolstadt-Augsburg, im Sidden durch einen Landwirt-
schaftsbetrieb und im Osten durch die Karlskroner Stralde begrenzt.
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.7.3

Die Errichtung einer Photovoltaikanlage hat immer eine gewisse Veranderung des
Landschaftsbildes im unmittelbaren Planungsumgriff zur Folge. Die Anlage stellt grund-
satzlich ein landschaftsfremdes, technisches Element innerhalb der landwirtschaftli-
chen Flache dar. Flachen mit besonderer Bedeutung fir die Erholungsnutzung oder das
Landschaftsbild werden jedoch nicht Gberplant. Die Planungsflachen verfigen auf-
grund ihrer Topografie und ihren naturrdumlichen Gegebenheiten Uber gute Bedingun-
gen fur die Errichtung und fur den Betrieb von Photovoltaikanlagen und fur die Minimie-
rung moglicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds.

Zur Einbindung der Landschaft im Nahbereich ist die Eingriinung der Anlage bedeu-
tend. Hierfiir werden in Teilen des Randbereichs des Geltungsbereiches Hecken fest-
gesetzt, die die Anlagenteile in die Landschaft einbinden und zur Gliederung der Land-
schaft beitragen.

Bei Teilflache | wird der 6stliche, westliche und ein Teil der stidlichen Geltungsbereichs-
grenze mit Hecken eingegrunt. Im stddstlichen Bereich der Planung wird eine grof3ere
Ausgleichsflache angeordnet. Diese stellt einen Puffer zur Ortschaft Winden her. Bei
Teilflache 1l wird die gesamte Grenze des Geltungsbereiches durch Hecken eingegrint.
Bei Teilflache Il wird aufgrund der eingegrenzten Lage nur im Slden eine zusatzliche
Eingrinung erforderlich. An den anderen Randern des Geltungsbereiches grenzen be-
reits Gehdlzbestande an, die die Funktion der Eingrinung Ubernehmen. Unter Berlck-
sichtigung der geplanten Eingrinung sind durch die Planung nur mittel erhebliche Um-
weltauswirkungen flr das Schutzgut Landschaftsbild zu erwarten.

Altlasten/ Bodenschutz

Im Umgriff der Planungsbereiche sind nach derzeitigem Erkenntnisstand und den In-
formationen aus dem Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinformationssystem (ABu-
DIS) keine Altlastenverdachtsflachen, Altablagerungen beziehungsweise schadliche
Bodenveranderungen bekannt.

Seit dem 01.08.2023 ist die neue Mantelverordnung (bundeseinheitliche Regelung),
unter anderem mit der Neufassung des Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung, in Kraft. Da die BaumalRnahme nach dem 01.08.2023 beginnt, ist der vorsor-
gende und nachsorgende Bodenschutz nach der neuen Verordnung zu bewerten. Sei-
tens des Umweltamtes der Stadt Ingolstadt wird daher eine bodenkundliche Baubeglei-
tung fur erforderlich gehalten. Dies ist im weiteren Verfahren und ggf. im Durchfih-
rungsvertrag mit zu bertcksichtigen. Im Zuge des Rickbaus und vor einer Folgenut-
zung sollten stichprobenartige Bodenuntersuchungen in Kontaktbereichen zu verzink-
ten Stahlprofile durchgefihrt werden, um gegebenenfalls erhdhte Zinkgehalte zu ermit-
teln. Gegebenenfalls missen dann erhdhte Zinkgehalte durch Nachkalkung gebunden
oder entfernt werden, um negative Auswirkungen auf weitere Schutzgiter zu vermei-
den.

Wasserschutz/Hydrogeologie

Der Bebauungsplan setzt fest, dass bei Grindung der Modultische im Grundwasserbe-
reich (gesattigte Zone oder Grundwasserschwankungsbereich) auf verzinkte Stahlpro-
file zu verzichten oder eine geeignete Beschichtung zur Minimierung von Auswaschun-
gen zu verwenden ist. Damit soll verhindert werden, dass Zink in schadlichen Mengen
in den Boden gelangt und ins Grundwasser ausgespltilt werden kann.

Die verwendeten Oltransformatoren sind mit auseichend dimensionierten Auffangwan-
nen ausgestattet, so dass ein Eindringen von Ol in den Boden und das Grundwasser
ausgeschlossen ist.

Die Reinigung der Modultische erfolgt nur in Ausnahmefallen und wird ohne Verwen-
dung von Reinigungsmitteln, ausschlief3lich mit Wasser durchgefihrt.
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.7.4

1.7.5

Hochwasser

Laut den Angaben im UmweltAtlas Bayern befindet sich das Vorhabengebiet nicht in
einem festgesetzten Uberschwemmungsgebiet. Die Teilflachen Il und Ill liegen im was-
sersensiblen Bereich. Aus hydraulischer Sicht und auf der Basis geologischer und bo-
denkundlicher Daten sind keine Gefahrdungen durch Hochwasser zu erwarten. Zu be-
achten ist jedoch, dass Sturzfluten auch fernab vom Gewasser auftreten kdnnen.
Ebenso kénnen hohe Grundwassersténde zu Uberflutungen filhren. Das Grundwasser
kann in 0,8 bis 1,6 m Tiefe sowie gelegentlich oberflachennah (Teilflache I, Ill) bezie-
hungsweise mehr als 2,0 m Tiefe (Teilflache 1) erwartet werden.

Emissionsschutz

Larmemissionen

Gemal des Praxis-Leitfadens fur die 6kologische Gestaltung von Photovoltaik-Freifla-
chenanlagen vom Bayerischen Landesamt fir Umwelt wird bezlglich des Larmschut-
zes empfohlen im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes regelmallig ein
schalltechnisches Gutachten erstellen zu lassen. Fir den Bebauungsplan Nr. 935 ,So-
larparks Winden sudlich B 16 wurde durch die Vorhabentragerin die Durchflihrung ei-
ner schalltechnischen Untersuchung durch das Ingenieurbiro ,IFB Eigenschenk
GmbH* veranlasst (Auftrags-Nr. 2024-2215-02 mit Datum vom 02.04.2025).

Dabei wurden Schallausbreitungsberechnungen zur Prognose der zu erwartenden Lar-
mimmissionen, welche durch den vorgesehenen Gesamtbetrieb innerhalb der Teilfla-
che | (Flur-Nrn. 595, 596, 597 und 598 der Gemarkung Winden) an den schutzbedurfti-
gen Nutzungen in der Ortschaft Winden (Luftlinie < 100 m) hervorgerufen werden,
durchgefihrt.

Eine Betrachtung der Teilflache Il (Flur-Nrn. 79 und 81 der Gemarkung Winden) und
Teilflache Il (Flur-Nr. 356 und 262 der Gemarkung Zuchering) ist im Hinblick auf die
mafgeblichen Immissionspunkte im Ortsteil Winden aufgrund der grélkeren Entfernun-
gen von mindestens 420 m (Luftlinie zum sudlichen Ortsrand) nicht erforderlich. Eine
relevante schalltechnische Zusatzbelastung durch die Teilflachen Il und Il ist aus gut-
achterlicher Sicht nicht zu erwarten.

Die prognostizierten Beurteilungspegel wurden mit den Immissionsrichtwerten der TA
Larm far ein Allgemeines Wohngebiet (WA) verglichen, um zu Uberprifen, ob eine
schalltechnische Vertraglichkeit zwischen der geplanten Photovoltaik-Freiflachenan-
lage und den bestehenden Nutzungen gegeben ist. Schalltechnisch relevant ist dabei
der Betrieb der Transformatorstationen sowie der Wechselrichter. Im Geltungsbereich
werden insgesamt drei Transformatorstationen (max. je 6.600 kVA) errichtet. Die insge-
samt 98 Wechselrichter werden gleichmafig tUber die Modulflachen im Geltungsbereich
verteilt. Die Berechnungsergebnisse sind in der Anlage 4 des Schallgutachtens darge-
stellt. Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass unter Bertcksichtigung der schalltech-
nischen Vorbelastung im Tagzeitraum (Kiesabbauflache nérdlich der B 16) hinsichtlich
der Gewerbelarmemissionen aus dem Betrieb der untersuchten PV-Freiflachenanlage
keine Uberschreitungen der zuldssigen Immissionsrichtwertanteile nach TA Larm an
den Fassaden bestehender Wohnnutzungen in der Nachbarschaft zu erwarten sind.

Blendemissionen

Zur Untersuchung moglicher zu erwartender Reflexion von Sonnenstrahlen durch die
Solarpaneele wurden zwei Blendgutachten erstellt. Eines betrachtet die Teilflache I, das
andere Teilflachen Il und lll. Beide Gutachten kommen zu dem Ergebnis, dass bei Aus-
fuhrung der Anlage gemaR des vorliegenden, im Vorfeld hinsichtlich der Blendwirkung
optimierten Konzeptes und unter Realisierung der vorgesehenen Ausrichtung der Mo-
dulreihen keine Stérungen auf der Karlskroner Strale, der Bahnstrecke und in der um-
liegenden Wohnbebauung durch von den Moduloberflachen ausgehende Blendreflexi-
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1.7.6

onen zu erwarten sind.
Da eine Eingrinung der Anlage in den Randbereich des Geltungsbereichs festgesetzt
wird, kann eine Blendwirkung zusatzlich vermieden werden.

Geruchsemissionen

Geruchsbelastungen entstehen durch die Planung gemafR der Geruchsabstandsbe-
rechnung zur Wohnbebauung mit Stand vom 11.02.2025 ebenfalls nicht. Diese wurde
vom Sachgebiet Nutztierhaltung des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Toging erstellt. Sie geht von einer Zahl von 6.000 Legehennen im Bereich der Agri-
Photovoltaikanlage aus. Die bereits vorhandene Legehennenhaltung mit 12.000 Tieren
desselben Betreibers sidlich der geplanten Anlage in der Teilflache Ill wurde bei der
Betrachtung mitbertcksichtigt und diese als eine gemeinsame Anlage betrachtet. Im
Ergebnis kommt die Berechnung zu der Einschatzung, dass das nachstgelegene
Wohnhaus, das sich etwa 150 m sidlich des neu geplanten Stalls befindet, nicht inner-
halb der Geruchsglocke liegt.

Bau- und Bodendenkmaler

Baudenkmaler:
Innerhalb der Plangebiete und in unmittelbarer Nahe des Bebauungsplanes befinden
sich keine Baudenkmaler.

Bodendenkmaler:

Folgende Bodendenkmaler sind im Bayerischen Denkmalatlas auf den Flurstiicken kar-
tiert und in den betreffenden Bereichen als nachweisliche Ubernahme im Bebauungs-
plan mit gekennzeichnet:

SO1:

Flurstick 595: D-1-7234-0286: Siedlung vor- und frihgeschichtlicher Zeit-
stellung

Flurstick 597: D-1-7235-0315: Siedlung vor- und frihgeschichtlicher Zeit-
stellung

Flurstiicke 597 und 598: D-1-7234-0897 Siedlung der Laténezeit

Westlich des Flurstlickes 597 ist in unmittelbarer Nahe ein weiteres Bodendenkmal kar-
tiert (D-1-7324-0314 Siedlung vor- und frihgeschichtlicher Zeitstellung).

S02:
Keine Bodendenkmaler innerhalb des Geltungsbereiches

Westlich an die Flache angrenzend befinden sich die Bodendenkmaler D-1-7334-0018
(Siedlung vor- und frihgeschichtlicher Zeitstellung.) und D-1-7334-0016 (Graber oder
Siedlung vor- und friihgeschichtlicher Zeitstellung.)

SO 3:
Flurstick 356 und 363: D-1-7234-0012: Siedlung mit Grabenwerk vor- und friihge-
schichtlicher Zeitstellung

SO 4:
Keine Bodendenkmaler innerhalb des Geltungsbereiches

Fir Bodeneingriffe jeglicher Art in den SO1 und SO3 des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplanes ist daher eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG
notwendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unte-
ren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist. Diese Erlaubnis wurde von Seiten des
Bayerischen Landesamtes fur Denkmalpflege unter der Voraussetzung, dass im Rah-

men des vertraglich vereinbarten Rickbaus der Anlage die Tiefenlockerung des I?o-
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dens dauerhaft ausgeschlossen wird, in Aussicht gestellt.

1.7.6 Verkehr

.10

Im Rahmen der Errichtung und des Betriebs der geplanten Freiflachenphotovoltaikan-
lage sind keine signifikanten Auswirkungen auf den bestehenden Verkehr zu erwarten.
Die geplante Nutzung erfordert lediglich eine temporare Anlieferung von Baumaterialien
und Komponenten wahrend der Bauphase. Diese Lieferungen werden in Abstimmung
mit den zustandigen Verkehrsbehorden und unter Bertcksichtigung der vorhandenen
Infrastruktur durchgeflihrt, sodass keine Beeintrachtigungen des &ffentlichen Verkehrs
oder zusatzlicher Verkehrsaufkommen wahrend der Bauarbeiten entstehen.

Fir den laufenden Betrieb der Anlage sind keine regelmafig anfallenden Fahrten er-
forderlich. Die Zufahrtswege zur Anlage sind bereits im bestehenden Stral’ennetz inte-
griert und bieten ausreichende Kapazitaten fur die minimalen verkehrlichen Erforder-
nisse. Eine Erhéhung des Verkehrsaufkommens gegenuber der aktuellen Nutzung als
landwirtschaftliche Flache ist nicht zu erwarten. Insgesamt sind keine relevanten Aus-
wirkungen auf das Verkehrsgeschehen zu erwarten.

Kosten

Die Tragung der durch das Vorhaben entstehenden Kosten sowie der ursachlich mit
dem Vorhaben verbundene Erschlielungsaufwand und samtliche planungsrechtlich
notwendigen und kausalen Folgelasten sind von der Vorhabentragerin zu Gbernehmen.
Eine entsprechende Regelung ist im Durchfiihrungsvertrag mit der Vorhabentragerin
zu vereinbaren.

Widmung

Die Umsetzung des Bebauungsplankonzeptes bedingt die Einziehung des bestehende
stadtische Flurwegs auf dem Flurstiick 596. Dieser soll parallel zum Bebauungsplan-
verfahren in einem selbststandigen Verfahren eingezogen werden, um die Uberplanung
des Flurstuickes als Sondergebiet zu ermdglichen. Die Zustimmung der Jagdgenossen-
schaft sowie der Stadt als Eigentiimer der Flache liegt vor. Die Verwaltung wird beauf-
tragt die entsprechende Verfiigung zu erlassen.

Monitoring

Nach § 4c BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, im Rahmen eines Monitorings die
erheblichen Umweltauswirkungen zu tberwachen, die aufgrund der Durchfiihrung von
Bauleitplanen eintreten, um so unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen friihzeitig zu
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete AbhilfemalRnahmen zu ergreifen. Aufgrund
der hier vorliegenden Bauleitplanung ist mit folgenden erheblichen Umweltauswirkungen
zu rechnen:

e Eingriff in Natur und Landschaft durch die geplanten baulichen Anlagen
e Verlust von Lebensraum fir die Vogelwelt (Avifauna)

In der Begrindung wurden zu diesen Punkten die geeigneten AbhilfemalRnahmen in

Form von Ausgleichs- und CEF-Flachen dargestellt. Im Umweltbericht, als zweiter/TeiI
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der Begrindung des Bebauungsplanes, sind die hierzu erforderlichen
UberwachungsmaRnahmen, dem sogenannten Monitoring, festgelegt. Die Ergebnisse
der Uberwachungsmafinahmen werden von der zustandigen Fachbehérde durchgeflhrt
und dokumentativ dem Verfahrensnachweis des Bauleitplanverfahrens zur Kenntnis
gegeben. Sollten unvorhergesehene wesentliche Umweltauswirkungen nach der
Umsetzung der baulichen Mallnahme eintreten, so sind entsprechende
AbhilfemalRnahmen in Abstimmung mit den zustandigen Fachbehdrden zu treffen.

1/23



	VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGS- UND GRÜNORDNUNGSPLAN
	VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGS- UND GRÜNORDNUNGSPLAN
	TEIL I - PLANBEGRÜNDUNG
	I.1 Anlass der Planung und Vorhabenbegründung
	I.3 Bodenordnende Maßnahmen
	I.5 Planungskonzept
	I.6 Planinhalt und Festsetzungen
	I.7 Wesentliche Auswirkungen der Planung
	I.2 Planungsrechtliche Voraussetzungen
	I.2.1 Einordnung in die Ziele der Raumordnung und Landesplanung Landesplanung: Landesentwicklungsprogramm Bayern
	I.2.2 Kriterienkatalog
	I.2.3 Flächennutzungsplan
	I.2.4 Bestehendes Baurecht/ Verfahrenswahl

	I.4 Umgriffe, Lage, Größe und Bodenbeschaffenheit des Baugebietes
	I.4.1 Umgriffe
	I.4.2 Lage
	I.4.3 Größe
	I.4.4 Bodenbeschaffenheit

	I.5 Planungskonzept
	I.5.1 Bauliche Ordnung
	I.5.2 Grünordnung
	I.5.3 Erschließung
	I.5.4 Ver- und Entsorgung, Technische Infrastruktur Wasserversorgung
	Abwasserentsorgung/Oberflächenwasser
	Telekommunikationsversorgung
	Abfallwirtschaft
	Technische Infrastruktur
	Brandschutz
	I.5.5 Rückbauverpflichtung

	I.6 Planinhalt und Festsetzungen
	I.6.1 Festsetzungen
	Abweichende Bauweise
	Baugrenzen
	Führung von Versorgungsleitungen
	Baugestaltung, Werbeanlagen
	Zufahrten
	Einfriedungen
	Gestaltung des Geländes/ Bodenschutz/ Oberflächenwasser
	Grünflächen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-lung von Natur- und Landschaft
	Immissionsschutz

	I.7 Wesentliche Auswirkungen der Planung
	I.7.1 Naturschutzfachliche Belange
	Artenschutz
	Eingriffsregelung
	I.7.2 Landschaftsbild
	I.7.3 Altlasten/ Bodenschutz
	Wasserschutz/Hydrogeologie
	I.7.4 Hochwasser
	I.7.5 Emissionsschutz
	Blendemissionen
	Geruchsemissionen
	I.7.6 Bau- und Bodendenkmäler Baudenkmäler:
	Bodendenkmäler:
	I.7.6 Verkehr

	I.8 Kosten
	I.9 Widmung
	I.10 Monitoring


